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EWG

Die Rest-EFTA-Staaten 
in der neuen Integrationspfiase

Hans Mayrzedt, St. Gallen/Wien

Die Rest-EFTA-Staaten sind bistier im Wind­
schatten der lntegrationsdisi<ussion in der 

EWG gestanden, obwohl sie als Gruppe die wich­
tigsten Kunden der EWG sind. Sie kaufen von der 
EWG mehr als die USA und auch mehr als die 
Gruppe der Beitrittskandidaten. Und sie sind so­
wohl in geographischer als auch in zivilisato­
rischer Hinsicht ein essentieller Bestandteil Euro­
pas. Deshalb verdient diese Staatengruppe mehr 
Aufmerksamkeit, als ihr bisher bei den Integra­
tionserörterungen in der EWG entgegengebracht 
worden ist.

Höchste Dringlichkeit für eine Regelung

Die Verhandlungen zwischen den EWG-Staaten 
und dem Vereinigten Königreich sind zu Beginn 
des Sommers 1971 erfolgreich abgeschlossen 
worden. Auch bei den Verhandlungen mit den 
anderen Beitrittskandidaten sind bereits ansehn­
liche Fortschritte erzielt worden. Es kann also 
damit gerechnet werden, daß die beitrittswilligen 
Staaten der EFTA und die Republik Irland, wie 
geplant, am 1. Januar 1973 in die EWG aufge­
nommen werden. Dies setzt aber von seiten der 
Beitrittskandidaten unter den EFTA-Staaten vor­
aus, daß sie das EFTA-Abkommen mit dem 
1. Januar 1972 kündigen (einjährige Kündigungs­
frist).
Wenige Monate vor diesem Datum besteht aller­
dings noch große Unklarheit, wie die Beziehungen 
zwischen der erweiterten EWG und den übrig­
bleibenden EFTA-Staaten, den sogenannten Rest-

Dr. rer. pol. Hans Mayrzedt, 29, ist seit 1969 
als Sachverständiger für Außenhandels- und 
Integrationsfragen am Schweizerischen In­
stitut für Außenwirtschafts- und Marktfor­
schung an der Hochschule St. Gallen tätig.

EFTA-Staaten (Finnland, Island, Österreich, Por­
tugal, Schweden, Schweiz), gestaltet werden sol­
len. Es drängt sich also die Frage auf, wie der 
Forderung der Räte der Gemeinschaft und der 
EFTA Rechnung getragen werden kann, daß die 
Abkommen der Gemeinschaft mit allen EFTA- 
Staaten unabhängig von der Verbindungsform 
gleichzeitig in Kraft treten sollten. Es ist ja  der 
erklärte Wille aller EWG- und EFTA-Staaten, daß 
durch die Erweiterung der EWG unter den bis­
herigen EFTA-Staaten keine neuen Handelshemm­
nisse errichtet werden sollten. Es besteht jetzt 
also höchste Dringlichkeit, um die Voraussetzun­
gen für die Verwirklichung dieser Ziele zu schaf­
fen. Dies um so mehr, als der Meinungsbildungs­
prozeß in den EWG-Staaten über die anzustre­
bende Art der Beziehungen mit den Rest-EFTA- 
Staaten über einen ersten Anfang noch nicht 
hinausgekommen ist.

Zwei Lösungs-Varianten der EWG

Bisher haben nur exploratorische Gespräche zwi­
schen der EWG-Kommission und den Rest-EFTA- 
Staaten stattgefunden. In ihrer Stellungnahme 
vom 16. Juni 1971 hat die Kommission darüber 
dem Rat berichtet und ihm Vorschläge für eine 
mögliche Regelung der besonderen Beziehungen 
unterbreitet. Dabei stellte sie zwei Lösungs- 
Varianten zur Diskussion, von denen die erste 
genaugenommen eine Vertagung der Lösung ist. 
Bis zu einem bestimmten Zeitpunkt -  gedacht 
wird an den Ablauf von zwei Jahren — sollte der 
Status quo der durch die EFTA geschaffenen 
Handelsbeziehungen im Bereich der Zölle für in­
dustrielle Erzeugnisse unter ausdrücklichem Aus­
schluß der Agrarabmachungen der EFTA aufrecht­
erhalten werden, obwohl drei Staaten planmäßig 
aus der EFTA austreten würden.

Erst nach Ablauf der Frist sollte eine endgültige 
Regelung getroffen werden. Eine solche würde
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die Kommission offenbar am liebsten im Rahmen 
einer multilateralen Zollrunde des GATT sehen.

Folgerichtig hat der Rat bei seiner ersten Erörte­
rung des Kommissionsberichtes Ende Juli 1971 
die Variante 1 nicht in Erwägung gezogen, son­
dern hat nur die Kommissions-Variante 2, die die 
Herstellung des freien Warenverkehrs für Indu­
striegüter zwischen der erweiterten EWG und den 
Rest-EFTA-Staaten vorsieht, zum Gegenstand 
näherer Prüfung erklärt.

EWG-Meinungswandel ...

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß der 
EWG-Kommission mit der in dem genannten Be­
richt erfolgten grundsätzlichen Eröffnung der 
Möglichkeit einer Freihandelszone ein Sprung 
über den eigenen Schatten gelungen ist. Vor etwa 
einem Jahrzehnt galt in EWG-Kreisen die Frei­
handelszone nicht nur als „funktionsunfähig“ , 
sondern geradezu als eine „Sünde wider den 
Geist der Integration“ . Bisher ist die EWG nicht 
bereit gewesen, mit europäischen Industrie­
staaten über die Errichtung einer Freihandels­
zone zu sprechen. Die Verhandlungen mit Öster­
reich in den Jahren 1965 bis 1967 über eine 
EWG-„Assoziierung“ hatten nicht eine Freihan­
delszone, sondern eine Zollunion mit bestimmten 
Ausnahmen zum Ziele. Im Jahre 1971 faßten die 
EWG-Kommission und ihr folgend der EWG- 
Ministerrat für die Rest-EFTA-Staaten erstmals 
eine Freihandelszone ins Auge. Denn mit Aus­
nahme von Portugal und Island sind diese Staaten 
allesamt Industriestaaten.

... zugunsten der Freihandelszone

Man kann nur mutmaßen, welches die maßgeb­
lichen Gründe für diesen Meinungsumschwung 
gewesen sind. Eine große Rolle haben zweifellos 
die Erfolge der EWG und der EFTA gespielt. 
Während der EWG der Aufbau der Zoll- und 
Agrarunion gelungen ist, bekam die EFTA Ge­
legenheit, die Bewährungsprobe für ihre Freihan­
delszone ausgezeichnet zu bestehen. Durch die 
Vollendung der Zollunion ist die EWG nun han­
delspolitisch als konsolidiert anzusehen, so daß 
handelspolitische Sonderlösungen für die Rest- 
EFTA-Staaten nicht mehr als Gefahr für die Ent­
wicklungsfähigkeit der EWG zu gelten brauchen. 
Andererseits kann seit der Vollendung der Frei­
handelszone ein Übertritt einiger EFTA-Staaten 
zur EWG auf Kosten der restlichen EFTA-Staaten 
nicht mehr hingenommen werden.

Nach den Erfahrungen bei den Österreich-Ver- 
handlungen ist die EWG vom Konzept einer „ver­
traglichen Harmonisierung“ mit Nicht-Mitgiied- 
staaten mehr und mehr abgekommen, weil sie

Drittstaaten keine Mitsprache auf EWG-Entschei- 
dungen einräumen will, selbst wenn diese Ent­
scheidungen von den betreffenden Drittstaaten 
übernommen werden müßten. Bei der Zollunion 
würde die Harmonisierung den Zolltarif und die 
Handelspolitik betreffen. Deshalb scheint die EWG 
nun für die Nicht-Beitrittskandidaten der EFTA 
die Freihandelszone der Zollunion vorzuziehen. 
Nicht zuletzt wird durch die Durchführung der in 
der Kennedy-Runde vereinbarten Zollsenkungen 
die Problematik der Freihandelszone zwischen 
der erweiterten EWG und den Rest-EFTA-Staaten 
entschärft. Aus diesem Grund und wegen des im 
Vergleich zur EFTA geringeren Anteils des Han­
dels mit Außenseitern der Freihandelszone ist die 
Ursprungsregelung nun leichter einer befriedigen­
den Lösung zugänglich als innerhalb der EFTA.

Ausweitung des Freihande!szonenl(onzepts

Es ist unseres Erachtens nicht ganz zutreffend, 
wenn beispielsweise von schweizerischer Seite 
bisweilen behauptet wird, die EWG habe sich 
deren Integrationskonzept „zu eigen gemacht“ , in 
dessen Mittelpunkt bekanntlich von jeher die 
Freihandelszone gestanden hat. Aus zwei Grün­
den widersprechen wir dieser Auffassung. Un­
seres Erachtens gebietet die Sachlogik einen Be­
deutungswandel des Freihandelszonenkonzepts. 
Infolge der engen Handelsverflechtung in West­
europa und der dadurch bestehenden starken 
wirtschaftlichen Interdependenz wird die Handels­
politik der erweiterten EWG einerseits und der 
Rest-EFTA-Staaten andererseits weitgehend zu 
einer Angelegenheit gemeinsamen Interesses. 
Deshalb ist die völlige Autonomie der Zoll- und 
Handelspolitik, wie sie angeblich für die Frei­
handelszonecharakteristisch ist, nicht mehr ver­
tretbar. Hier wird ebenso wie im wirtschaftspoli­
tischen Bereich (Konjunktur- und Währungspoli­
tik, Industrie- und Umweltpolitik) zwischen der 
erweiterten EWG und den Rest-EFTA-Staaten die 
Zusammenarbeit verstärkt werden müssen. Diese 
Implikationen der Freihandelszone sind nicht im­
mer Allgemeingut in den neutralen Staaten ge­
wesen.

Die EWG-Kommission trägt dieser Sachlogik, die 
eine Ausweitung des Freihandelszonenkonzepts 
verlangt, nicht Rechnung. Es kommt aber noch 
viel schlimmer: Ihre Vorschläge laufen sogar auf 
eine. Einschränkung des traditionellen Freihan­
delszonenkonzepts hinaus.

Veraltetes Konzept der Kommission

Die Kommission geht von einem veralteten Inte­
grationskonzept aus, zumal sie eine Beteiligung 
der Schweiz, Schwedens und Österreichs an wirt­
schafts- und währungspolitischen Konsultatloner»
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ablehnt’ ), obwohl hierfür ökonomisch ein wech­
selseitiges Interesse der Gemeinschaft und dieser 
Staaten besteht. Sie bietet den neutralen Staaten 
heute Im wesentlichen das an, worum diese vor 
zehn Jahren vergeblich ersucht haben. Damals, 
als die Integration sich praktisch Im Handelspoli­
tischen, erschöpft hatte, mag diese Konzeption 
noch angemessen gewesen sein. Inzwischen ist 
die Integration aber über den handelspolitischen 
Bereich hinausgetreten. Dem müßten auch die 
Verträge zwischen der erweiterten Gemeinschaft 
und den genannten drei Rest-EFTA-Staaten Rech­
nung tragen. Nach der Eliminierung der Handels­
hemmnisse gilt es, im wirtschafts- und währungs­
politischen Bereich die Zusammenarbeit zu ver­
stärken. Anstelle des bisherigen Improvisierten 
und wenig wirksamen Re-Aglerens sollte ver­
mehrt ein gemeinsames konstruktives „Agieren“ 
treten. Die materiell ausgehöhlte wirtschaftspoli­
tische Autonomie der Staaten würde durch eine 
gemeinsam wiedergefundene Handlungsfähigkeit 
ersetzt werden, die jedem Beteiligten eine effek­
tive Mitsprache ermöglicht. Für die Abstimmung 
der Konjunktur- und Währungspolitik wäre der 
westeuropäische Rahmen unter Einschluß der 
Neutralen sehr geeignet. Konsultationen über 
dieselben Fragen mit den USA sind dagegen an­
derer Natur; eine eigentliche Abstimmung der 
Konjunktur- und Währungspolitik der Staaten 
Westeuropas mit den USA Ist erfahrungsgemäß 
nicht möglich.

Durch folgende Maßnahmen wünscht die EWG- 
Kommlsslon den freien Handel zwischen der er­
weiterten EWG und den Rest-EFTA-Staaten wie­
der einzuschränken bzw. technisch zu erschweren.

Beschränkungen des freien Handels

®  Eine Reihe von Gütern soll vom Abbau der 
Handelshemmnisse ausgenommen werden.

Obwohl von seiten der EWG der EFTA der Tat­
bestand vorgeworfen worden war, daß diese die 
Landwirtschaft zu einem großen Teil aus der In­
tegrationsregelung ausgeklammert habe, verlangt 
die Kommission nun, daß — abgesehen von Por­
tugal und Island (Fischerei) -  die Landwirtschaft 
überhaupt nicht Gegenstand der Verträge sein 
soll. Dies ist eine paradoxe Situation, wenn man 
bedenkt, daß die EFTA In den letzten Jahren 
größte Anstrengungen unternommen hat, um den 
Agrarhandel zwischen den EFTA-Ländern zu er­
leichtern.

Der Ausschluß der Landwirtschaft von der ver­
traglichen Regelung über die Sonderbeziehungen 
würde im Widerspruch zur Forderung des EWG- 
Mlnlsterrates stehen, zwischen den bisherigen
1) D ie  anderen R est-EFTA -Staaten  (F inn land. Portugal und Island) 
wünschen e ine  d era rtig e  B ete iligung nicht.

EFTA-Staaten sollten keine neuen Handelshemm­
nisse errichtet werden. Sehr traurig muß die An­
hänger der europäischen Integration — ob inner­
halb oder außerhalb der EWG -  stimmen, wenn 
sie die Begründung dieser Haltung der Kommis­
sion erfahren: Die EWG nütze bereits In hohem 
Maße die Vorteile des Agrarhandels mit der Rest- 
EFTA. Deshalb seien von einer zusätzlichen Er­
leichterung des Agrarhandels für die EWG keine 
großen Vorteile zu erwarten.

Auch In den Fällen, wo die Kommission beim 
Warenfrelverkehr mit der Rest-EFTA eine ver­
stärkte Konkurrenz aus Rest-EFTA-Staaten er­
wartet — In erster Linie wird an Papier und Stahl 
gedacht —, sucht sie den Handel durch Beschrän­
kungen zu belasten. Dies widerspricht unter der 
Voraussetzung fairen Wettbewerbs der wirtschaft­
lichen Grundidee der Integration, ja ganz allge­
mein des internationalen Handels: Die Güter sol­
len Im allgemeinen dort erzeugt werden, wo dafür 
die besten Voraussetzungen bestehen. Wenn dem 
in der westeuropäischen Integration nicht Rech­
nung getragen wird, bringt man sich um den 
volkswirtschaftlichen Nutzen der Integration.

Rigorosere Ursprungsregelung

®  Die Ursprungsregelung soll rigoroser als in der 
EFTA ausgestaltet werden.

Obwohl die Ursprungsproblematik beim Freihan­
del zwischen der erweiterten EWG und den Rest- 
EFTA-Staaten Im Vergleich zu den Verhältnissen 
in der EFTA wesentlich geringer sein würde, ver­
langt die EWG-Kommission eine rigorosere Ur­
sprungsregelung. Und dies, obwohl der Ursprungs­
nachweis in der EFTA ausgezeichnet funktioniert.

In der EFTA wurde die Berechnung des Ursprungs 
durch die Aufstellung einer Rohstoff-Liste erleich­
tert. Da die meisten Rohstoffe entweder über­
haupt nicht oder nur sehr niedrig verzollt werden 
müssen, werden in der EFTA die auf der Liste 
ausgewiesenen Rohstoffe unabhängig von ihrem 
tatsächlichen Ursprung als Zonenprodukte behan­
delt. Die EWG-Kommission lehnt die Aufstellung 
einer solchen Liste ab, ohne in der Lage zu sein, 
einen plausiblen Grund hierfür anzuführen.

Die Rohstoff-Liste erleichtert den Ursprungsnach­
weis im wesentlichen nur technisch. Wird jedoch 
die „kumulative Ursprungsmethode“ , wie sie in 
der EFTA erfolgreich gehandhabt wird, weiterhin 
von der EWG-Kommission abgelehnt, dann dürfte 
der Handel zwischen der erweiterten EWG und 
der Rest-EFTA beschränkt werden. Dieses Pro­
blem hat sich der EWG bei ihren bisherigen Frei­
handelszonen- und Präferenzabkommen nicht ge­
stellt, da diese allesamt mit Agrar- und einigen 
„Agrar-Industrie-Ländern“ abgeschlossen worden
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waren. Ein Freiliandelszonenabl<ommen mit Indu­
striestaaten muß jedocli der engen industriellen 
Verfleciitung zwisclien ihnen Rechnung tragen: 
Verarbeitungsprozesse werden häufig zwischen 
Produi^tionsstätten in verschiedenen Industrielän­
dern aufgeteilt. Deshalb kann es passieren, daß 
ein industrieller Bearbeitungsvorgang in einem 
Mitgliedstaat der Freihandelszone allein für die 
Begründung des Ursprungs nicht ausreicht. Diese 
Begründung des Ursprungs würde aber in vielen 
Fällen gelingen, wenn in Anwendung des kumu­
lativen Ursprungssystems die Bearbeitungsvor­
gänge bei einem in mehreren Staaten der Zone 
erzeugten Produkt kumulativ angerechnet werden.

Ausgestaltung von Schutzklauseln

®  Eine rigorose Handhabung der Schutzklauseln 
könnte zu einer Einschränkung des Handels 
führen.

Es ist heute wohlgemerkt die EWG-Kommission, 
die die Identität gewisser Regelungen, vor allem 
Wettbewerbsregeln, zwischen der EWG und 
den Rest-EFTA-Staaten — aus institutionellen 
Gründen — ablehnt. Bei verschiedenen Regeln der 
EWG einerseits und der Rest-EFTA-Staaten an­
dererseits sind Wettbewerbsverfälschungen mög­
lich. Die Idee der Schutzklauseln zur Vermeidung 
von allfälligen Wettbewerbsverfälschungen ist da­
her an sich gerechtfertigt. Die entscheidende 
Frage ist jedoch, wie die Schutzklauseln ausge­
staltet werden.

Ist es nicht bemerkenswert, daß die diesbezüg­
lichen Vorschläge der EWG-Kommission wider­
sprüchlich sind? Im ersten Teil des Kommissions­
berichts, der sogenannten „Stellungnahme“ , zieht 
die Kommission für die Beziehungen zwischen 
der erweiterten EWG und den Rest-EFTA-Staaten 
Schutzklauseln der Möglichkeit neuer gemein­
samer Regeln vor. Diese Schutzklauseln sollen es 
„der Gemeinschaft ermöglichen, das Gleichge­
wicht wiederherzustellen, falls Verhaltensdispari- 
täten sich nachteilig für die Industrie der Gemein­
schaft auswirken sollten“ . Sie sollen einseitig nur 
von der Gemeinschaft nach ihrem Gutdünken an­
gewandt werden dürfen und könnten daher über 
den Rest-EFTA-Staaten geradezu wie ein Damo- 
kles-Schwert schweben.

Im zweiten Teil des Kommissionsberichtes, der 
sogenannten „M itteilung“ , wird hingegen die Not­
wendigkeit gewisser neuer gemeinsamer Regeln 
zwischen der EWG und den Rest-EFTA-Staaten 
anerkannt. Während nach der ersten Kommis­
sions-Version die Gefahr heraufbeschworen wird, 
daß durch eine rigorose Handhabung der Schutz­
klauseln der angestrebte Warenfreiverkehr zwi­
schen der erweiterten Gemeinschaft und den

Rest-EFTA-Staaten stark eingeschränkt wird, ist 
in der zweiten Kommissions-Version ein nütz­
licher Ansatzpunkt für künftige Verhandlungen zu 
erblicken. Im Falle eines konkreten Inhalts der 
gemeinsamen Grundsätze und eines geregelten 
Verfahrens zu deren Anwendung würde die prak­
tische Bedeutung der Schutzklauseln stark zurück­
gedrängt werden können. Dies ist im Interesse 
stabiler, nützlicher und dauerhafter Beziehungen 
zwischen der erweiterten EWG und den Rest- 
EFTA-Staaten auch erforderlich.

Die Unklarheit oder Widersprüchlichkeit des Kom­
missionspapiers in bezug auf die Schutzklauseln 
sollte Anlaß für eine Klärung dieser Frage sein. 
Bisher ist allerdings dieser Frage nicht genügend 
Aufmerksamkeit geschenkt worden.

Für die Regelung der Beziehungen zwischen der 
erweiterten EWG und den Rest-EFTA-Staaten 
lassen sich zusammenfassend vier Grundsätze 
festhalten:
□  Die Dringlichkeit der Durchführung der Rege­
lung verlangt von der EWG — trotz der zahl­
reichen anhängigen Fragen — eine beschleunigte 
Behandlung.
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erschienen bisher:
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□  Der Warenfrelverkehr sollte für alle Industrie­
produkte ausnahmslos hergesteilt werden, und es 
sollten auch Maßnahmen zur Erleichterung des 
Agrarhandels ins Auge gefaßt werden.
□  Entscheidungsfähige Institutionen sollten mit 
der Verwaltung der besonderen Beziehungen be­
traut werden und sich geregelter Verfahren be­
dienen.
□  Die Dynamik der Integration verlangt nach aus­
baufähigen Abkommen der EWG mit den Rest- 
EFTA-Staaten Schweiz, Schweden und Österreich.
2) D ie anderen Rest-EFTA -Länder F innland, Portugal und Island  
l<önnen oder w o llen  sich — zum indest vorerst -  nicht in g leicher  
In tensität an d er europäischen In tegration bete iligen .

Da die bisherigen Vorarbeiten der Kommission 
über die Behandlung der Rest-EFTA-Staaten bal­
dige Ratsbeschlüsse erschweren, die der heutigen 
Lage Westeuropas -  zu dem nun einmal die Neu­
tralen auch gehören — gerecht werden, erscheint 
es angezeigt, das Freihandelszonenkonzept als 
Grundlage für Verhandlungen über eine erste 
Stufe der Sonderbeziehungen mit der Schweiz, 
mit Schweden und Österreich^) zu akzeptieren.

Diese Verträge müßten aber bereits richtung­
weisend für die zweite Stufe der Sonderbeziehun­
gen auf wirtschafts- und währungspolitischem Ge­
biet sein.

Zollpräferenzen für Entwicklungsländer
Hans R. Krämer, Kiel

Die Zweite Welthandelskonferenz in Neu-Delhi 
beschloß die „Einführung eines allseitig an­

nehmbaren und allgemeinen Systems nicht gegen­
seitiger, nicht diskriminierender Präferenzen, das 
für die Entwicklungsländer vorteilhaft ist“ ’ ). Dem­
entsprechend versuchten die westlichen Industrie­
länder zunächst im Rahmen der OECD ein ge­
meinsames System zu erarbeiten. Damit wäre vor 
allem das Problem des sog. burden sharing zu 
lösen gewesen, d. h. man hätte die „Last“ der 
zusätzlichen Importe aus Entwicklungsländern, die 
wegen der Präferenzgewährung erwartet werden, 
von vornherein auf die einzelnen Geberländer 
(das sind die Länder, welche Präferenzen geben) 
aufteilen können. Das ist besonders wichtig in 
Sektoren, in denen der Druck der Konkurrenz aus 
den Entwicklungsländern auf die heimische Indu­
strie bereits jetzt stark ist. Er wird bei Fortfall der 
Zölle noch stärker werden. Es wäre aber möglich,
1) Resolution 21 (II) d er Zwieiten W elthandelskonferenz.
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ihn für die einzelnen Geberländer in Grenzen zu 
halten, wenn die zusätzlichen Importe auf alle 
Industriestaaten aufgeteilt würden.

Die OECD vermochte jedoch bisher nicht, ein ge­
meinsames Angebot der Industrieländer fertigzu­
stellen. Um aber endlich (sieben Jahre nach der 
Genfer Welthandelskonferenz von 1964) diesen 
Beitrag zur Ausweitung der Exporte aus den Ent­
wicklungsländern zu leisten, beschloß der Minister­
rat der Europäischen Gemeinschaften am 30. März 
1971, wenigstens für die EWG die „allgemeinen 
Zollpräferenzen für Entwicklungsländer und -ge­
biete am 1. Juli 1971 in Kraft zu setzen“ )̂. Die 
entsprechenden Vorschläge der Kommission^) 
nahm der Rat am 21. Juni 1971 mit wenigen Ände­
rungen an“*).

Vorsichtige EWG

Damit w a r-w a s  politisch recht bedeutsam ist®) -  
die Gemeinschaft die erste Industriemacht, welche

2) Komm ission d er Europäischen G em einschaften, Dokum ent 
N r. KOWl (71) 610 vom  26. M ai 1971.
3) S ie  sind enthalten  in dem  Dokum ent KO M  (71) 610.

*) Verordnungen des Rates Nr. 1308/71 bis 1314/71 (Am tsblatt der 
Europäischen G em einschaften Nr. L 142 vom  28. Juni 1971, S. 1, 
13, 57, 63, 69, 76 und 85). H insichtlich d er E isen- und Stah lerzeug­
nisse vg l. d ie  Beschlüsse Nr. 71/232 und 71/233 d er EG KS (Amts­
b latt, a . a . O ., S. 100 und 107).

5) Darauf w urde In d er M itte ilung  d er Kom m ission an den Rat 
S E K  (71) 1000 vom 15. M ärz  1971 zu Recht h ingew iesen (dort S . 7).
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